Der Lohnabzug. 


Beilage zur „Deutſchen Steuer⸗Zeitung“, Dezember 1920. 
Induſtrieverlag Spaeth & Linde, Berlin. 


Wieder einmal der Steuerabzug vom Lohn. 
Von Aniverſitätsprofeſſor Dr. Waldecker, Berlin. 


Es gab einmal ſchöne Zeiten, da die Steuerzahlung ohne 
Schererei, Reibung und Zeitverlust vor ſich gehen konnte. Man 


brauchte die Steuer nur im Wege der Verrechnung durch ſeine 


Bank, d. h. in Berlin durch den Berliner Kaſſenverein zu zahlen. 
Man hatte ein einziges Mal einen dahingehenden Antrag zu 
ſtellen, dann rollte die Sache automatiſch ab. Seit der Einrich⸗ 
tung des Steuerabzugs gibt es das nicht mehr für die am Ab⸗ 
zugsverfahren Beteiligten. Nicht weil es praktiſch unmöglich 


wäre. Denn es iſt trotz Steuerabzug eine Ver⸗ 


rechnung möglich. Es brauchen nur von der einbehaltenden 
Kaſſe die betr. Steuerabſchnitte von der Steuerkarte abgetrennt 
und unter der außen auf der Karte angegebenen Steuernummer 
an die ebenda angegebene Hebeſtelle eingeſandt zu werden, wird 
der Abzug nicht über Marken, ſondern im Wege der berweiſung 
nachgewieſen, ſo genügt eine einfache Mitteilung an die Hebe⸗ 
ſtelle. Auf Grund dieſer Unterlagen berechnet dann die Hebe⸗ 
ſtelle, ob noch etwa eine Differenz zugunſten des Steuerfiskus 
zu heben iſt, und zieht dieſe im Wege der Verrechnung ein, 
ſpäter, wenn dieſe Frage einmal prattiſch werden wird, mögen 
dann auch Erſtattungen (Barherauszahlungen, im Falle mehr 
abgezogen wurde, als Steuer zu zahlen ıjt) ſich in dieſer Weiſe ab⸗ 
ſpielen. Da das Rechenexempel doch einmal gemacht werden 
muß, ſo iſt es doch wohl richtiger, die Gelegenheit zu ſchaffen, 
daß darüber der Barverkehr am Schalter der Steuerkaſſe ent⸗ 
laſtet wird. Heute muß ich mit der Steuerkarte oder einer Be⸗ 
ſcheinigung bewaffnet in den Kaſſenſtunden, während deren ich 
wirklich wichtigeres zu tun hätte, am Schalter der Hebeſtelle 
warten, bis ich drankomme, und dann wird mühſam das Rechen⸗ 
exempel aufgemacht, ob ich noch etwas in bar zuzuzahlen habe 


oder nicht; inzwiſchen darf ich allerlei von meinem Hintermann 


anhören, dem dieſe neue Verzögerung auf die Nerven fällt. Geht 
es wirklich nicht, daß eine Möglichkeit für die Vornahme des 
Rechenexempels während der ruhigeren Stunden außerhalb des 
Schaltervertehrs geſchaffen wird? Ich glaube, das läge auch 
im Intereſſe der beteiligten Kaſſenbeamten. 

Was heute möglich iſt, alſo dem Publikum zugemutet wird, 
zeigt folgendes kleines Erlebnis, das jedem anderen auch be⸗ 
gegnen kann: Ich habe feſtgeſtellt, daß tatſächlich ähnliches auch 
anderswo ſchon des öfteren vorgekommen iſt, was darauf deutet, 
daß die Schuld ausſchließlich in einer unzureichenden Anweiſung 
der Zentralſtellen liegt. 

Für mich haben zwei mindeſtens halbamtliche Kaſſenſtellen 
Marken geklebt, Univerſitäts⸗ und Handelskammerkaſſe. Um Ge⸗ 
haltsüberweiſung zu ermöglichen, habe ich jeder Kaſſenſtelle eine 
Steuerkarte ausgehändigt. Ob das zuläſſig iſt, ſteht dahin; ich 
weiß mir aber keinen anderen Weg, um ohne wirklich recht un⸗ 


nötige Laufereien allmonatlich zu meinem Geld zu kommen. Nun 
wollte ich am 15. November meine Steuer bezahlen. Ich mußte 
alſo zunächſt einmal mich mit den beiden Kaſſenſtellen in Ver⸗ 


bindung ſetzen. Von der Univerſitätskaſſe erhielt ich die Steuer⸗ 
karte in natura von der anderen Kaſſe (wie das dort bis dahin 
ohne Widerſpruch einer Steuerkaſſe gehandhabt wurde] eine Be⸗ 
ſcheinigung, daß ſo und ſo viel Marken für mich entwertet worden 
ſeien. Zuſammen wieſen meine beiden Belege aus, daß der Fiskus 
bereits mehr als das Dreifache der von mir per 15. November 
geſchuldeten Steuer empfangen hatte. Das half mir aber nichts, 
a nd ich mußte die Steuer in vollem Betrag bar zahlen. Denn die 


mir von der Handelskammerkaſſe erteilte Beſcheinigung wurde 
zurückgewieſen, weil die beſcheinigende Kaſſenſtelle gleichzeitig 
den Steuerabſchnitt von der Karte hätte abtrennen und der 
Hebeſtelle einſchicken müſſen (die Kaſſenſtelle ſagte mir nachher, 
das würde zum erſten Mal von ihr verlangt). Und die Steuer⸗ 
karte wies man mir zurück, weil die Univerſitätskaſſe nur ihren 
Stempel auf jeder Seite aufgedrückt hatte; es ſei die Unterſchrift 
des Arbeitgebers erforderlich, und dazu bedürfte es noch der 
Unterſchrift des oder der zeichnungsberechtigten Kaſſenbeamten. 
Ergo dürfe die Steuerkaſſe meine Belege nicht annehmen, ergo 
müſſe ich nochmals zahlen — obwohl Marken 
im dreifachen Betrag der Schuldigkeit nach⸗ 
gewieſenermaßen entwertet worden Jindl! 
Daß der Fiskus ſein Geld längſt hat und daß die Unterſchrift des 
Beamten an der Tatſache der Entwertung nicht das mindeſte 
ändert, daß die erhobenen Anſtände Formalien betrafen, denen 
ich wehrlos gegenüberſtehe und die ausſchließlich zur Kontrolle 
der Arbeitgeber dienen — alles das war einerlei. Mir blieb es 
überlaſſen, wie ich mich mit den beiden Kaſſenſtellen ausein⸗ 
anderſetzte: ich ſollte nach Anſicht der Steuerkaſſe kontrollieren, 
ob der Arbeitgeber den Formalvorſchriften genügt, denn wenn 
er ihnen nicht genügt, ſoll ich der Leidtragende ſein. Wie ich 
das mache, ſei meine Sache, das ſei der Steuerkaſſe ganz einerlei, 
für die bloß entſcheidend ſei, ob den Vorſchriften genügt ſei oder 
nicht. Letzterenfalls würden, wie ich das ja in eonereto erlebt 
habe, mir einfach die Marken nicht angerechnet. Ich könne mich 
ja auch beſchweren; inzwiſchen aber hätte ich zwecks Vermeidung 
der Zwangsvollſtreckung bar zu zahlen. 

Man male ſich aus, was das heißt. Da werden zunächſt ein⸗ 
mal dem Beamten, der von allen Angeſtellten wohl am ſchlechte⸗ 
ſten geſtellt iſt und ſeine paar Mittel ſehr genau einteilen muß. 
für Steuerzwecke ſeine Bezüge gekürzt, und weil ſeine Gehalts⸗ 
kaſſe dabei einen (wirklichen oder vermeintlichen) Fehler gemacht 
hat, wird er genötigt, die Steuer noch einmal zu zahlen. 
Danach braucht man ja nicht zu fragen, daß man ihm 

damit ſein ganzes Budget über den Haufen wirft und 

ihn zwingt, für dringendſten Lebens⸗ und Wirtſchaftsbedarf be⸗ 
ſtimmte Summen unnötig für ſteuerliche Zwecke hinzulegen! 
Zum andern ſoll er genötigt werden, die Handhabung der doch 

nur Kaſſenſtelle und Steuerſtelle intereſſierenden Kontrollvor⸗ 

ſchriften zu kontrollieren und zwiſchen beiden den Briefträger 

zu ſpielen, wenn ſich Differenzen zwiſchen ihnen ergeben, 

vielleicht bringt es eine Steuerkaſſe nächſtens ſogar fertig, den 
Nachweis zu verlangen, daß der unterzeichnende Beamte auch 
wirklich zeichnungsberechtigt ſei! Und wenn es mir nicht gelingt, 
zwiſchen den Kaſſenſtellen zu vermitteln, ſo muß drittens ich 
meine Gehaltskaſſe verklagen; wie lange heutzutage ein Prozeß 
dauert, iſt bekannt genug, um meine Behauptung zu rechtfertigen, 
daß bis zur Beendigung des Prozeſſes im Zweifel die Dreiviertel⸗ 
jahresfriſt herum iſt, während deren ich Anſpruch auf Anrech⸗ 
nung der Steuermarken habe. Ergebnis: der Staat hat ſein 
Geld, in eonereto bereits das Dreifache; ich darf noch einmal, in 
conereto ein viertes Mal zahlen, habe Arbeit und Arger und 
verplempere meine Zeit — bloß weil fih die Zentralſtellen nicht 
rechtzeitig den Kopf darüber zerbrechen, daß man in einem 
freien Volksſtaat dem Publikum auch etwas Rückſicht ſchuldig 
ſein möchte. 

Dazu wäre vor allem den Kaſſenſtellen zu bedeuten, daß ſie 
| für das Publikum da find und nicht umgekehrt. Sodann wird die 

Folgerung daraus zu ziehen ſein, daß der Gehaltsempfänger den 
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Formfehlern des Arbeitgebers wehrlos gegenüberſteht; deshalb 
darf ihm gegenüber bei der Steuerzahlung nicht ein Maß⸗ 
ſtab an die Formenſtrenge angelegt werden, wie er bei der Ent⸗ 


wertung von Stempelmarken und für die Kontrolle des Arbeit⸗ | 


im Verhält⸗ 
allen Um⸗ 


es muß 
unter 


Platze ſein mag: 
Steuerzahler 


gebers am 
nis zum 
ſtänden genügen, 
ſind. Bedenken, wie ſie in meinem Falle erhoben wurden, hat 


die Steuerkaſſe ihrerſeits aus der Welt zu ſchaffen, indem ſie ſich 


mit dem Arbeitgeber in Verbindung ſetzt, ohne nochmalige Zah⸗ 
lung vom Steuerzahler zu verlangen. Und ſchließlich wäre in der 
angedeuteten Weiſe der Verrechnungsverkehr wieder einzu⸗ 
jühren, damit ſich wie früher die Steuerzahlungen ohne 
Schererei, Zeitverluſt und Reibungen abwickeln konnen. 


Sind Weihnachtsgratifikationen vom Lohnabzug 
befreit? 


über dieſe Frage hat das RNeichsfinanzminiſterium durch 
Beſcheid vom 26. Oktober 1920 (III Ku. 27 669) ſich wie folgt 
ausgelaſſen: 

„Die Entſcheidung darüber, ob die Weihnachts⸗ 
gratifikationen dem Steuerabzug unterliegen, muß 
ich der Beurteilung des Einzelfalles überlaſſen, ich muß mich 
deshalb auf folgenden Hinweis beſchränken: 

Die Weihnachtsgrarifikationen ſtellen im allgemeinen 
eine Vergütung dar, die mit Rückſicht auf die befriedigende 
Arbeitsleiſtung während des Jahres und als Anſporn für 
die Arbeitsfreudigkeit allen Angeſtellten und Arbeitern am 
Ende des Jahres gewährt wird und mit der der eintretende 
Angeſtellte oder Arbeiter ſchon bei ſeinem Eintritt in das 
Dienſtverhältnis als einen feſtſtehenden Poſten rechnet. Sie 
bilden ſomit einen Teil des Arbeitseinkommens und unter⸗ 
liegen deshalb dem Steuerabzug. Inwieweit ſie im 
Einzelfall eine Entlohnung für nach den Tarifver⸗ 
trägen nicht mehr beſonders zu bezahlende Aberſt unden 
darſtellen, muß ich der Entſcheidung durch die örtlich zuſtän⸗ 
digen Finanzbehörden in jedem Einzelfall vorbehalten. Der 


Entſcheidung dieſer Behörden darüber, ob es ſich dabei um 
beſondere Entlohnungen für Überjtunden, Sonntags⸗ 
arbeit und für ſonſtige, über die regelmäßige Arbeitszeit 


hinausgehende Arbeitsleiſtungen handelt, vermag ich nicht 
vorzugreifen.“ 


Nur in den vom Reichsfinanzminiſterium erwähnten beſon⸗ 


deren Fällen bleibt alſo die Weihnachtsgratifikation vom Lohn⸗ 
abzug befreit. Inſoweit etwa ausnahmsweiſe die Weihnachts⸗ 
gratifikation eine Aufwandsentſchädigung bedeuten ſollte, würde 
fie gemäß § 34 des Einkommenſteuergeſetzes weder einkommen⸗ 
ſteuer⸗ noch abzugspflichtig ſein. 

Für das Steuerjahr 1920 kommt noch hinzu, daß die 
Vorſchriften über den Lohnabzug erſt für die Zeit vom 25. Juni 
1920 ab gelten. Wie nun der Referent im Reichsfinanzminlſte⸗ 
rium Dr. Schlag in der Oktobernummer der „Deutſchen Steuer: 


Zeitung“ (Seite 186) mit Recht hervorhebt, liegt es nicht im 


Sinne der Lohnabzugsvorſchriften, „die vor den 1. Juni fallen⸗ 
den Leiſtungen zu erfaſſen“, ſelbſt, wenn ſie nach dem 25. Juni erſt 
fällig werden ſollten. Demzufolge will Schlag z. B. von den am 
30. Juni fällig gewordenen Quartalsgehältern nur das auf den 
Monat Juni entfallende Drittel dem Abzug unterwerfen. Ahn⸗ 
lich hat ſich der Reichsminiſter der Finanzen in einem Beſcheid 
an den Gefamtverband Deutſcher Angeſtellten⸗Gewerkſchaften 
vom 11. 9. 1920 (III Ku. 18 172) mit Bezug auf die Nachzahlung 
aus Tarifverträgen, die vor dem 25. Juni 1920 mit rückwirkender 
Kraft abgeſchloſſen ſind, für den Nachzahlungsteil bis Ende 
Mai 1920 einſchließlich ausgeſprochen. Es würden alſo 
im laufenden Jahr die auf die Zeit vor dem 1. Juni an⸗ 
teilig entfallenden Gratifikationen inſoweit nicht dem Steuer⸗ 
abzug unterliegen. 

Die Höhe des Abzugs iſt im übrigen dadurch bedingt. 
in welche Stufe der geſetzlichen Staffelung der Steuerpflichtige 


wenn die Marken entwertet 


u 
durch Hinzurechnung der Gratifikation zu den ſonſtigen Bezügen 
im Kalenderjahr 1920 kommt. 


Welche Rechtslage ergibt ſich für den Arbeitgeber 
bei Anterlaſſung des Lohnabzugs. 
Von Rechtsanwalt Dr. v. Karger, Berlin. 


Bei einer Firma ereignete ſich kürzlich folgendes: Einem An⸗ 
geſtellten war verſehentlich das volle Gehalt, alſo auch der nach 
den Lohnabzugsbeſtimmungen einzubehaltende Betrag aus⸗ 
gezahlt worden. Derſelbe forderte darauf die Firma auf, in Höhe 
des Betrages, der härte einbehalten werden müſſen, Steuer⸗ 
marken zu entwerten und in ſeine Steuerkarte zu kleben, weigerte 
ſich aber, den ihm zu viel ausbezahlten Betrag zurückzuzahlen. 
Es erhob ſich für die Firma die Frage, ob ſie verpflichtet iſt, dem 
Verlangen des betreffenden Angeſtellten nachzukommen, und ob 
fie berechrigt iſt, Zuruckzahlung des Betrages, der hätte einbe⸗ 
halten werden müſſen, zu verlangen. 

Die erſte Frage iſt m. E. zu verneinen. Dies ergibt ſich 
ſchon daraus, daß die Beſtimmungen über den Lohnabzug den 
Arbeitgeber in erſter Linie nicht zum Kleben und Entwerten der 
Steuermarken, ſondern zur Einbehaltung beſtimmter Beträge 
verpflichten. Die Rechtslage iſt alſo anders als bei den Beiträgen 
zur geſetzlichen Kranken- und Invalidenverſicherung. Bei 
letzteren iſt der Arbeitgeber in erſter Linie verpflichtet, die Bei⸗ 
trage einzuzahlen (§ 393 RVO.) bzw. die Verſicherungsmarken 
zu kleben (88 1426, 1428 RWO.) und erſt in zweiter Linie iſt er 
berechtigt, den Anteil des Arbeitnehmers bei der Lohnzahlung 
einzubehalten (SS 394, 1432 RBO.). Bei dem Lohnabzug be⸗ 
deuten die Beſtimmungen über das Kleben der Steuermarken 
aber nur eine Anweiſung, wie der Arbeitgeber mit den einbe⸗ 
haltenen Beträgen zu verfahren hat; ſie ſetzen voraus, daß eine 
Einbehaltung überhaupt vorgenommen worden iſt. Iſt dies nicht 
der Fall, ſo entfällt auch die Vorausſetzung für das Kleben der 
Marken. Klebt der Arbeitgeber doch, ſo erfüllt er hierdurch 
teine ihm geſetzlich auferlegte Verpflichtung, ſondern er ſichert 
ſich nur gegen eine etwa mögliche Strafverfolgung und gegen 
die Haftbarmachung für die Anterlaſſung des Lohnabzuges. 

Aber auch noch aus einem zweiten Geſichtspunkt heraus war 
das Verlangen des Arbeitnehmers ungerechtfertigt. Die Be⸗ 
ſtimmungen über den Lohnabzug ſind geſchaffen worden, um das 
Reich wenigſtens teilweiſe für den Eingang der Einkommenſteuer 
von Arbeitnehmern zu ſichern. Wenn auch der Arbeitnehmer 
durch die Vorſchriften möglicherweiſe inſofern einen Vorteil hat, 
als die durch ſie bedingte ratenweiſe Einziehung der Einkommen⸗ 
ſteuer ihm weniger fühlbar wird, ſo iſt dies doch nur eine zu⸗ 
fällige Nebenwirkung und nicht der Zweck des Geſetzes. Die 


fraglichen Beſtimmungen ſollen dem Arbeitnehmer weder irgend 


einen Vorteil verſchaffen noch ſind ſie ſonſt in ſeinem Intereſſe 
erlaſſen. Sie dienen vielmehr lediglich den Intereſſen des Steuer⸗ 


fistus und ſchon hieraus ergibt ſich, daß der einzelne Arbeit⸗ 


nehmer dem Arbeitgeber gegenüber keinen Anſpruch auf ge⸗ 
wiſſenhafte Beobachtung der fraglichen Beſtimmungen hat. 
Andrerſeits wird der Arbeitgeber gut daran tun, trotz Unter⸗ 
laſſung der Einbehaltung in Höhe des Betrages, der hätte ein⸗ 
behalten werden müſſen, Steuermarken zu kleben. Wenn auch 


die Finanzverwaltung verſtändigerweiſe von dem Haftungs⸗ 


paragraphen nur dann Gebrauch machen wird, wenn die Ein⸗ 
kommenſteuer bei dem Arbeitnehmer, der durch die Be⸗ 
ſtimmungen über den Lohnabzug nicht aufhört, Steuerſchuldner 
zu ſein, nicht beigetrieben werden kann, ſo wird er doch jeden⸗ 
falls Unannehmlichkeiten vermeiden, wenn er dafür Sorge trägt, 
daß die Steuerkarten ſeiner Arbeitnehmer bezüglich der Höhe 
der entwerteten Marken den geſetzlichen Anforderungen genügen. 
Es beſtehen aber auch keine Bedenken dagegen, daß er die ver⸗ 
ſehentlich nicht einbehaltenen Beträge von dem Arbeitnehmer 
zurückverlangt bzw. bei der nächſten Lohn⸗ oder Gehaltszahlung 
vom Lohn oder Gehalt abzieht. Durch die Auszahlung des Be⸗ 
trages, der hätte einbehalten werden müſſen, iſt der Arbeit⸗ 
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nehmer ungerechtfertigt bereichert, da er keinen Anſpruch auf 
ſeine bare Auszahlung hatte. Er hat ihn alſo nach den Grund⸗ 
ſätzen über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
zurückzuerſtatten. Der Abzug vom Gehalt bei einer ſpäteren 


Gehaltszahlung iſt nichts anderes als eine Aufrechnung, die 
allerdings inſoweit unzuläſſig iſt. als das Gehalt auf Grund des 


Lohnbeſchlagnahmegeſetzes der Pfändung nicht unterliegt. Bei 
der heutioen Höhe der Löhne und Gehälter wird es aber die 
Regel bilden, daß Teile des Arbeitseinkammens der Pfändung 
und damit auch der Aufrechnung unterliegen. Irgendwelche 


insbeſondere gibt es nicht wie bei der Kranken- und Invaliden⸗ 


nachträgliche Einbehaltung nur bei der nächſten Lohnzahlung 
geſtattet. 


Einfluß der Staatsangehörigkeit und des 
Beſchäftigungsortes auf die Steuerabzugspflicht. 
Von demſelben Verfaſſer. 


Bei der Abgrenzung des unter die Lohnabzugsbeſtimmungen 
fallenden Perſonenkreiſes — und zwar ſowohl auf Arbeitgeber⸗ 
wie auf Arbeitnehmerſeite — haben ſich Zweifel ergeben, ob 


— * 


Deutſchen Reiche ihren Wohnſitz haben oder ſich des Erwerbes 
wegen oder länger als ſechs Monate aufhalten, trifft der Zweck 


des Lohnabzuges, nämlich eine wenigſtens teilweiſe Sicherung 
des Reiches für die Zahlung der Einkommenſteuer auch auf ſie zu. 


Das gleiche gilt für die ſogenannten Grenzgänger, 
d. h. ſolche Arbeitnehmer, die außerhalb Deutſchlands in einem 
Grenzbezirke wohnen und in einem innerhalb der Grenzen des 
deutſchen Reiches liegenden Betriebe ihrem Erwerbe nachgehen. 
Dieſe Leute find nach § 2 Ziffer II des Einkommenſteuergeſetzes 


. 5 En einkommenſteuerpflichtig und müſſen ſich den Lohnabzug daher 
zeitlichen Grenzen ſind dem Arbeitgeber hierbei nicht gezogen, 


auch dann gefallen laſſen, wen ihr Heimatsſtaat ſie ebenfalls mit 


: lidens ihrem Arbeitseinkommen zur Einkommenſteuer heranzieht. 
verſicherung (88 395, 1433 RVO.) eine Beſtimmung, die die 


Werden dagegen Ausländer von Unternehmungen. die im 


Deutſchen Reiche ihren Sitz haben, im Auslande beſchäftigt, ſo 


muß die Lohnabzugspflicht auch dann verneint werden, wenn die 
Zahlung des Gehaltes unmittelbar von dem Sitz des Unterneh⸗ 


mens aus erfolgt. Denn da diefe Perſonen der Einkommenſteuer 


und inwieweit Ausländer unter dieſe Beſtimmungen fallen 


und wie die Rechtslage bei deutſchen Staatsangehörigen, die im 
Auslande beſchäftigt ſind, iſt. 


Da die Wirkungskraft der Geſetze durch die Landesgrenzen 


beſchränkt iſt, ergibt ſich zunächſt ohne weiteres, daß fein Ar⸗ 


beitgeber, der im Auslande ſeinen Wohnſitz 


hat, zur Vornahme des Lohnabzuges verpflichtet iſt. Dies gilt 
auch dann, wenn er deutſche Staatsangehörige in Deutſchland 
beſchäftigt. Denn da die Beſtimmungen über den Lohnabzug ſich 
nur an den Arbeitgeber wenden und nur dieſen Pflichten auf⸗ 
erlegen, kommt es auch nur auf ſeinen Wohnſitz an, während der⸗ 
jenige des Arbeitnehmers ebenſo wie deſſen Staatsansgehörigkeit 
gleiheültig iſt. Beſchäftigt alſo eine ausländiſche Zeitung in 
Berlin ſtändig einen Korreſpondenten, ſo unterliegt deſſen Ge⸗ 
halt in keinem Falle dem Lohnabzug, mag er nun Deutſcher oder 
Ausländer ſein. Das gleiche gilt für diejenigen Teile des 
Deutſchen Reiches, in denen die Beſtimmungen über den Lohn⸗ 
abzug nicht gelten, wie z. B. das Saargebiet. Auch hier kommt es 
nur darauf an, wo der Arbeitgeber ſeinen Sitz hat; gelten die 
Lohnabzugsbeſtimmungen an dem betreffenden Orte nicht, ſo 
braucht er ſeinen Arbeitnehmern in keinem Falle die Abzüge zu 
machen. 

Die gleichen Geſichtspunkte treffen auf diejenigen Perſonen 
zu, die das Recht der Exterritorialität genießen, in 
erſter Linie alſo die fremden Geſandtſchaften, Kommiſſionen und 
Beſatzungstruppen. Denn da dieſe Perſonen der Gebietshoheit 
des Staates nicht unterliegen, ſind ſie auch nicht deſſen Geſetzen 
unterworfen. Auch hier beſteht kein Unterſchied, welche Staats⸗ 
angehörigkeit der betreffende Arbeitnehmer hat und ob er etwa 
gar das Recht der Exterritorialität teilt: dem deutſchen Koch 
einer fremden Geſandtſchaft kann das Gehalt ohne jede Kürzung 
ausgezahlt werden. 


Eine Einſchränkung bezüglich der im Auslande woh⸗ 
nenden Arbeitgeber iſt inſoweit zu machen, als erforderlich iſt, 
daß das Gehalt bzw. der Lohn auch vom Auslande aus gezahlt 
wird. Beſteht in Deutſchland eine Verwaltung, die mit der 
Führung der Geſchäfte beauftragt iſt und die insbeſondere die 
Gehälter zur Auszahlung bringt. ſo iſt dieſe den Beſtimmungen 
über den Lohnabzug unterworfen und darf ſich nicht dahinter 
verſchanzen, daß der eigentliche Sitz des Unternehmens im 
Auslande liegt. 


Daß von den vorſtehenden Ausführungen abgeſehen Aus⸗ 
länder, die in Deutſchland in einem feſten Arbeits- 
verhältnis ſtehen, ſich den Lohnabzug gefallen laſſen müſſen. er⸗ 
gibt ſich zweifelsfrei aus 8 2 Ziffer 12 des Einkommenſtener⸗ 
gefetzes. Denn da He einkommenſteuerpflichtig find, wenn fie im 


nicht unterliecen. wäre es zwecklos, ihnen erſt Teile ihres Ein⸗ 
kommens einzubehalten und fie zu zwingen, ſich dieſe ſpäter von 
der Finanzverwaltung erſtatten zu laſſen. 

Zweifelhaft iſt ſchließlich die Rechtslage bei Arbeitnehmern 
deutſcher Staatsangehöriakeit, die von einem deutſchen Anter⸗ 
nehmen im Auslande beſchäftigt werden. Nach § 2 Ziffer 11 des 
Einkommenſteuergeſetzes ſind dieſe nur inſoweit einkommen⸗ 
ſteuerpflichtig, als fie fi$ nicht länger als zwei Jahre dauernd 
im Auslande aufhalten, ohne im Inlande einen Wohnſitz zu 
haben. Sind dieſe Vorausſetzungen nicht gegeben, beſteht alſo 
die Einkommenſteuerpflicht, ſo muß der Arbeitgeber ihnen die 
vorgeſchriebenen Beträge einbehalten. da hier der Zweck der 
Einbehaltung. nämlich die Sicherung der Zahlung der Einkom⸗ 
menſteuer gegeben iſt. Der Arbeitgeber wird aber gut daran 
tun, den Lohnabzua auch dann vorzunehmen, wenn er im Zweifel 


iſt. ob die Vorausſetzungen der Einkommenſteuerpflicht gegeven 


find. Denn da er für die einzubehaltenden Beträge ohne Rück⸗ 
ſicht auf ein etwaiges Verſchulden haftet, ſetzt er ſich andernfalls 
der Gefahr aus, irrtümlich die Einkommenſteuerpflicht verneint 
zu haben und nunmehr die Beträge, die er hätte einbehalten 
müſſen. aus eigener Tasche zu bezahlen. Immerhin wird man die 
Finanzämter für berechtiat und verpflichtet halten müſſen, ſolchen 
Arbeitnehmern eine Beſcheiniaung darüber auszuſtellen, daß die 
Einkommenſteuerpflicht und damit die Pflicht zur Einbehaltung 
der Abzüge nicht beſteht, um nutzloſe Arbeit zu vermeiden. Iſt 
der Arbeitgeber ſicher, daß die Einkommenſteuerpflicht nicht 
beſteht, ſo wird es keinen Bedenken unterliegen. wenn er die 
Abzüge unterläßt. Eine Haftbarmachung wird deshalb nicht in 
Frage kommen, weil dieſe nur eine Erſatzpflicht für nicht ein⸗ 


kommende Einfommenftenerbeträne darftellt, in dieſem Falle 


aber, wo eine Einkommenſteuerpflicht nicht beſteht. das Reich 
auch keine Ausfälle erleiden kann. 

Bei der zuletzt beſprochenen Klaſſe von Arbeitnehmern kann 
es außerdem noch zweifelhaft ſein, welches Einkommen den Ab⸗ 
zügen zugrunde zu legen iſt. Die Vereinbarung von Gehältern 
an im Auslande beſchäftiate Angeſtellte erfolgt angeſichts des 
ſchlechten Standes der Valuta und ihrer ſtändigen Schwankun⸗ 
gen entweder in der Währung des betreffenden Landes oder in 
Goldmark. Iſt letzteres der Fall. fo wird für die Berechnung der 
Abzilge der Nennbetrag des Gehaltes ohne Berückſichtigung der 
Goldklauſel als maßgebend zu erachten ſein. Der ſich durch die 
Amrechnung in Gold ergebende Mehrbetras iſt nichts weiter als 
eine Aufwandsentſchädigung, die einen Erſatz für die aus den 
genannten Gründen im Auslande erforderlichen Mehraufwen⸗ 
dungen darſtellen ſoll. Die von den Ausführungsbeſtimmungen 
geforderte „ausdrückliche“ Vereinbarung iſt bereits in der Ver⸗ 
einbarung der Goldklauſel zu ſehen, da dieſe lediglich den Zweck 
haben kann, eine Vergütung für die durch die ſchlechte Valuta 
bedingte Mehraufwendung zu ſein. 

Iſt das Gehalt in fremder Währung vereinbart. ſo wird es 


für die Berechnung des Steuerabzuges nach dem Friedenskurs in 


Mark umzurechnen ſein. Dieſer Kurs ergibt diejenige Summe, 
die der betreffende Angeſtellte unter normalen Verhältniſſen als 
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Gehalt erhalten hätte, während der durch den jetzigen Kurs be⸗ 
dingte höhere Markwert des Gehaltes wieder als ein Erſatz des 
durch den Aufenthalt im Auslande bedingten Mehraufwandes 
anzuſehen und daher abzugsfrei zu laſſen iſt. 


Loſe Steuerblätter. 
Von E. Wichmann, Berlin. 

Durch eine Verfügung des Reichsfinanzminiſteriums vom 
13. Oktober 1920 iſt die Barabführung der einbehaltenen Steuer⸗ 
beträge (Liſtenſyſtem) für den Wirkungskreis vieler Landes⸗ 
finanzämter unmöglich gemacht worden, denn dieſe iſt jetzt nur 
noch dort erlaubt, wo der Arbeitgeger in der Lage iſt, in ſeinen 
Nachweiſungsliſten die genauen Steuerzeichen der Arbeitnehmer 
anzugeben. Es müſſen daher alle Großbetriebe und Behörden 
in Berlin und der Provinz in Zukunft zum Markenkleben über⸗ 
gehen. 

Bei der Umſtellung vom Liſtenſyſtem auf das Marken⸗ 
kleben iſt es ſelbſtverſtändlich, daß ein Arbeitgeber, der bisher 
vierteljährlich die Steuerbeträge verrechnet hat, auch in Zu⸗ 
kunft die Arbeit des Markenklebens nur einmal vierteljährlich 
vornehmen möchte. Dies kann ihm auf Antrag nach § 4 Abſ. 5 
der Beſtimmungen vom 21. Mai 1920 von ſeinem Finanz⸗ 
amt bewilligt werden. Jedoch kommt er auch in dieſem 
Fall nicht um die Notwendigkeit, die 
Angeſtellten bei ſich feuer⸗ und diebesſicher aufzubewahren, denn 
es iſt unmöglich, die Steuerkarten alle Vierteljahr rechtzeitig 
von den Arbeitern zum Einkleben der Marken zurückzuerhalten. 
Es iſt daher von verſchiedenen Seiten angeregt worden, an Stelle 
der jetzigen Steuerkarten mit feſteingehefteten Blättern loſe 
Steuerblätter für diejenigen Arbeitnehmer amtlich zuzu⸗ 
laſſen, deren Steuermarken vierteljährlich geklebt werden. 

Der Vorteil dieſer loſen Steuerzettel liegt darin, daß der 
Arbeitgeber keine Steuerbücher in Verwahrung zu halten 
braucht. Er klebt einmal im Vierteljahr die einbehaltenen 


Steuerkarte zu Hauſe aufhebt und bei erſter Gelegenheit zuſam⸗ 
men mit ſeinem Steuerbuch bei ſeiner Steuerhebeſtelle vorlegt. 

Nach Rückſprache mit den beteiligten Kreiſen in Induſtrie 
und Handel iſt jetzt ein ſolches Steuerblatt in der Größe der bis⸗ 
herigen Steuerkarte entworfen worden, das alle Rubriken, die 
vom Arbeitgeber auszufüllen ſind, am Kopf enthält, und das 
gleichzeitig einen Kupon hat, auf dem ſich dieſe Angaben durch⸗ 
ſchreiben. Bei Benutzung dieſes Steuermarkenblattes kann ein 
Beamter den Kopf und den Kupon automatiſch zuſammen aus⸗ 
füllen, während ein anderer dieſe ausgefüllten Blätter erhält 
und ſich die in Frage kommenden Marken beſchafft und dieſe 
dann aufklebt, wodurch eine doppelte Kontrolle entſteht. Bei der 
Lohnzahlung unterſchreibt entweder der Arbeitnehmer ſelbſt oder 
der für die richtige Lohnauszahlung verantwortliche Angeſtellte den 
Kupon, der dann abgetrennt wird und als Beleg für die aus⸗ 
gehändigten Markenblätter dient. 

Betriebe, die ſich den Lohnempfang ſeitens des Arbeitneh⸗ 
mers quittieren laſſen, glauben in einigen Fällen auf dieſen be⸗ 
ſonderen Quittungsabſchnitt des Steuerblattes verzichten zu 
können. Dies iſt jedoch eine Sparſamkeit am falſchen Platz. Es 
wird immer einmal vorkommen, daß ein Arbeitnehmer ſein 
Steuermarkenblatt verliert, und daß er bzw. die Steuerhebeſtelle 
dann an den Arbeitgeber herantritt, um feſtzuſtellen, wie viele 
Marken tatſächlich geklebt waren. Wenn auch dies aus der Per⸗ 
ſonalſteuerkarte des Betreffenden leicht zu erſehen iſt, ſo würde 
doch der einfachſte Nachweis der ſein, daß der abgeriſſene Quit⸗ 
tungskupon, der in Durchſchrift alle Einzelheiten ſowie die Anter⸗ 
ſchriften der Beteiligten enthält, vorgelegt wird. Es iſt daher 
dieſer Abſchnitt aus Gründen der Sicherheit ſowohl im 
Intereſſe des Arbeitgebers wie auch der Behörde, und ſollte unter 
keinen Umſtänden auf ihn verzichtet werden. 

Die Behörden ſtehen dieſem neuen Verfahren ſehr ſympathiſch 


gegenüber, jedoch kann es erſt dann zur Einführung gelangen, 


wenn der 8 8 der Beſtimmungen vom 21. Mai 1920 dahin er- 
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weitert wird, daß dieſe loſen Steuerblätter zuſammen mit der 
Steuerkarte von den Steuerhebeſtellen angenommen werden 
können. 

Es wäre zu begrüßen, wenn das Reichsfinanzminiſterium 
die Zulaſſung dieſer Steuerblätter noch in dieſem Monat ver⸗ 
fügen würde, damit diejenigen Arbeitgeber, die im neuen Jahre 
vierteljährlich Marken zu kleben beabſichtigen, für die erſten 
Wochen nicht mehr Marken zu beſchaffen brauchen. 


Kleine Nachrichten über den Lohnabzug. 


Abwälzung des Steuerabzugs auf den Arbeitgeber. Von der Preſſe. 
abteilung der badiſchen Regierung wird mitgeteilt: Es ift bekannt ge- 
worden, daß Arbeitgeber die ihren Arbeitnehmern nach den Beſtim⸗ 
mungen über den Steuerabzug einzubehaltenden Steuerbeträge zwar 
durch Kleben von Steuermarken oder durch Ablieferung an die zu⸗ 
ſtändigen Steuereinnehmereien entrichten, gleichwohl aber den Arbeit: 
nehmern den Lohn oder Gehalt ungekürzt auszahlen, die abzuziehenden 
Steuerbeträge alſo aus eigenen Mitteln decken. Dieſe Übernahme der 
Steuerabzüge durch die Arbeitgeber iſt zu den geldwerten Vorteilen 
im Sinne von $ 9 Ziff. 1 des Reichseinkommen ſteu er geſetzes zu 
rechnen. Die von den Arbeitgebern geleiſteten Steuerzahlungen ge⸗ 
hören daher zum ſteuerbaren Einkommen der Arbeitnehmer aus Ar⸗ 
beit und find bei der endgültigen Veranlagung zur Einkomnien⸗ 
ſteuer den ſonſt vereinbarten Bezügen der Arbeitnehmer zuzuſchlagen. 
Die Arbeitnehmer haben dieſe Beträge in ihrer Steuererklärung 
anzugeben; auch die Arbeitgeber haben fie in die Mitteilung aufzu- 
nehmen, die ſie dem Finanzamt über die Bezüge ihrer Arbeitnehmer 
zu machen haben werden. 

Der Steuerabzug bei beſonderen Entlohnungen. Bekanntlich blei⸗ 
ben nach dem Erlaß des Reichsfinanzminiſters vom 1. September 1920 
(DStg. 1920, S. 159) vom Steuerabzug frei beſondere Entlohnungen 
für Arbeiten, die über die für den Betrieb regelmäßige Arbeitszeit 
hinaus geleiſtet werden. Die Beſtimmung wurde vom Miniſter durch 
einen weiteren Beſcheid v. 5. 10. 1920 dahin erläutert, daß es ſich um 
überſtunden, Überſchichten, Sonntagsarbeit und über die regelmäßige 


Arbeitszeit hinausgeleiſtete Arbeit innerhalb des gleichen Betriebes 
Steuerbeträge und gibt bei der nächſten Lohnzahlung dem Ar⸗ eine 5 der wich 5 


beitnehmer den beklebten Steuerzettel, den dieſer dann in ſeiner 
beitnehmer außerhalb des ihn regelmäßig beſchäftigenden Betriebes 


Von der in obigem Erlaß gewährten Vergünſtigung 


handeln muß. 
Ar⸗ 


werden alſo nicht betroffen, Entlohnungen für Arbeiter, die ein 


zur Erzielung höherer Einnahmen leiſtet. Das Einkommen hieraus 
bleibt daher dem Steuerabzug unterworfen. 

Der Steuerabzug für Altpenſionäre. Der Reichsfinanzminiſter 
hat nachſtehenden Erlaß bekanntgegeben: Es iſt zur Sprache gebracht, 
daß bei der Berechnung des Steuerabzuges (vorläufige Erhebung der 
Einkommenſteuer): 1. auch die den Altpenſionören und Althinterbliebe- 
nen für die Zeit vom 1. April bis Ende Juni 1920 zuſtehenden Beträge 
(50 v. H. der Penſions- uſw. Gebührniſſe) berückſichtigt worden ſind 
und 2. der Betrag der zuſtändigen Geſamtbezüge in voller Höhe zu⸗ 
grunde gelegt worden iſt. In beiden Fällen iſt unrichtig verfahren, 
denn nach den vorläufigen Beſtimmungen zur Ausführung des Ge⸗ 
ſetzes zur ergänzenden Regelung des Steuerabzuges vom Arbeitslohne 
vom 21. Juli 1920 (Reichsgeſetzblatt Seite 1463) und nach den hierzu 
an die Landesfinanzämter ergangenen beſonderen Weiſungen iſt 
1. der Arbeitslohn (wozu auch Penſions- uſw.) Bezüge rechnen, der 
vor dem 25. Inni fällig geworden iſt, dem Steuerabzug auch dann nicht 
unterworfen, wenn er am 25. Juni oder ſpäter aufgezahlt wird, 2. bei 
den ſtändig beſchäftigten Arbeitnehmern (wozu anch die Penſionäre 
uſw. zählen) ein Teil der Gebührniſſe dem Steuerabzug nicht unter- 
worfen. Hiernach würden die bei dem Steuerabzug bisher zuviel ein⸗ 
gehaltenen Beträge bei der nächſten Zahlung der Gebührniſſe anzu 
rechnen ſein. 

Der Steuerabzug beim Zwiſchenmeiſter. Die Frage, ob die Löhne 
der Zwiſchenmeiſter dem 10prozentigen Steuerabzug unterliegen oder 
ob der Zwiſchenmeiſter als ſelbſtändiger umſatzſteuerpflichtiger Ce» 
werbetreibender anzuſehen iſt und deshalb dem Geſetz über den Steuer⸗ 
abzug nicht unterliegt, war bisher noch nicht geklärt. Ein neuer Er⸗ 
laß des Reichsminiſters der Finanzen regelt nunmehr, wie die „Tex⸗ 
til⸗Woche“ mitteilt, dieſe Angelegenheit. Danach iſt im allgemeinen 
von den an die Zwiſchenmeiſter zu zahlenden Löhnen der Steuer⸗ 
abzug zu kürzen, allerdings nur inſoweit, als es ſich um die den 
Zwiſchenmeiſtern ſelbſt zufließenden Entgelte handelt, während die von 
den Zwiſchenmeiſtern wiederum an ihre Heimarbeiterinnen zu zahlen⸗ 
den Löhne als „Aufwand“ bei der Berechnung abzuziehen ſind. Die 
Frage, ob der Zwiſchenmeiſter als ſelbſtändiger Arbeitgeber zu be⸗ 
trachten iſt, bei dem kein Steuerabzug vom Arbeitslohn ſtattzufinden 
hat, muß von Fall zu Fall von der Steuerbehörde entſchieden werden. 


